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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen 
Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. begrüßt, dass es China gelungen ist, durch weitreichende Wirtschaftsreformen, von denen 
vor allem die Stadtbevölkerung profitiert hat, 350 Millionen Bürger aus äußerster Armut 
zu befreien; ist besorgt darüber, dass die zahlenmäßig starke ländliche Bevölkerung in 
Armut lebt und noch nicht vom Aufschwung profitiert hat, und fordert China auf, seine 
Anstrengungen zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele fortzusetzen, damit 
auch die bedürftigeren Teile der Bevölkerung davon profitieren;

2. ist der Auffassung, dass das jetzige offene Handelssystem die Wirtschaftstätigkeit 
zwischen China und den Entwicklungsländern zum beiderseitigen Nutzen stärken und 
eine einzigartige Chance für Wirtschaftswachstum und ihre Integration in die 
Weltwirtschaft bieten könnte;

3. ist besorgt darüber, dass der Wirtschaftsaufschwung in China möglicherweise nur von 
kurzer Dauer ist, solange keine langfristige Sicherheit herrscht, und dass die 
Finanzinstitute in China so instabil sind, dass viele kleine Investoren während der 
Finanzkrise im Herbst 2008 ihre Ersparnisse verloren haben;

4. hofft, dass die chinesischen Behörden ihre Versprechen einhalten, die sie vor den 
Olympischen Spielen 2008 in den Bereichen Menschen- und Minderheitenrechte, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gegeben haben; ist weiterhin zutiefst besorgt über die 
anhaltende Unterdrückung der Tibeter und anderer Minderheiten in China sowie über die 
fortwährenden Einschränkungen der Meinungsfreiheit in den Medien und der Politik in 
China;

5. bedauert, dass es in China überhaupt keine Planung in den Bereichen Ökologie und 
Umwelt gibt, was zu unermesslichen Problemen im Zusammenhang mit der Luft-, 
Wasser- und Bodenverschmutzung geführt hat, die wiederum die Nachhaltigkeit der 
industriellen und landwirtschaftlichen Tätigkeit beträchtlich gefährden und 
Gesundheitsrisiken für die Bevölkerung mit sich bringen; fordert die chinesischen 
Behörden auf, strengere Vorgaben für CO2-Emissionen zu erlassen und für die 
Industriebetriebe und die Städte mit hohem Schadstoffausstoß striktere Auflagen zu 
machen; erinnert an die Gemeinsame Erklärung zum Klimawandel, die China und die EU 
2005 abgegeben haben und mit der eine Partnerschaftsvereinbarung im Hinblick auf den 
Klimawandel getroffen wurde, und an die Notwendigkeit, die Umsetzung dieser 
Vereinbarung zu beschleunigen; 

6. begrüßt, dass China in Afrika und Lateinamerika investiert hat, fordert aber die 
Kommission auf, die Entwicklungen sorgfältig zu überwachen, damit sich die 
Investitionstätigkeit nicht negativ auf die finanzielle, ökologische oder soziale Lage der 
ansässigen Bevölkerung in den am wenigsten entwickelten Ländern auswirkt, da 
eingeführte chinesische Konsumgüter nachweislich für einen niedrigeren Preis als Güter 
aus lokaler Produktion verkauft werden und Arbeitsplätze in Afrika verloren gehen; 
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fordert die Kommission deshalb auf, im Rahmen des EU-China-Afrika-Trilogs rasch 
Gespräche über dieses Thema zu beginnen; 

7. fordert die Kommission auf, Chinas Status als typischer Empfänger staatlicher 
Entwicklungshilfe zu prüfen und das Kooperationsprogramm mit China entsprechend 
anzupassen.
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